
Entscheidungsfreiheit und Gestaltungsmög-
lichkeiten läßt und die versprochene Si-
cherheit dennoch nicht mehr zu bieten ver-
mag. Die Gefahr ist groß, daß den Heran-
wachsenden der Freiraum für die Gestal-
tung ihres eigenen Lebens vollends genom-
men wird und daß sie, als Gefangene eines
rückwärts gewandten Systems, vornehm-
lich aufgehäufte Schulden abtragen müs-
sen.

Gerade unter dem Aspekt der Zukunftssi-
cherung und Chancenwahrung muß
Deutschland sich derzeit in allen Berei-
chen verbessern und erneuern. Das ist
nicht nur geboten, weil die ganze Welt in-
mitten dramatischer Veränderungen steht
und wir uns darauf einstellen müssen. Die
umfassende Modernisierungs- und Opti-
mierungsaufgabe stellt sich für unser Land
vor allem deshalb, weil wir so viele unse-
rer gesellschaftlichen Arrangements � dar-
unter die Systeme Arbeit, Besteuerung und

soziale Sicherheit � in fahrlässiger Weise
immer weiter von einer guten durchhaltba-
ren Ordnung entfernt haben.

Deutschland hat also allen Grund, die vier
Jahre der demnächst beginnenden Legisla-
turperiode von 1998 bis 2002 zu nutzen,
um diese Ordnungsaufgaben anzupacken
und die dazu notwendigen Prioritäten zu
setzen. Worte reichen dazu freilich nicht
aus. Es müssen handfeste Widerstände
überwunden und widersprüchliche Verhal-
tensweisen aufgegeben werden.

Rechtsstaat gibt dem Bürger die Freiheit
und räumt ihm die praktischen Möglichkei-
ten ein, sein Leben selbst in die Hand zu
nehmen und für die Wechselfälle weitge-
hend in eigener Regie und nach eigenen
Vorstellungen Vorsorge zu treffen. Er sorgt
aber auch dafür, daß die Gemeinschaft
dem Bürger Sicherheit vor Abstürzen bie-
tet, soweit er sich aus eigener Kraft nicht
dagegenstemmen kann. Und er schafft die

Voraussetzungen dafür, daß alle im Lande
ohne Diskriminierung ihre Chancen wahr-
nehmen können.

Dem so konzipierten sozialen Rechtsstaat,
in dem die ökonomische und soziale Sphä-
re sich fruchtbar ergänzen, entspricht un-
ser Gemeinwesen längst nicht mehr. Über-
treibung und Ordnungsfehler haben ein
Zerrbild daraus gemacht. Heute stöhnen
die Menschen unter dem zum Wohlfahrts-
staat entarteten System, das ihnen immer
mehr Lasten aufbürdet, immer weniger an

Der beinahe zornige Ausruf Ludwig Er-
hards blieb, wie wir wissen, ohne Reso-
nanz � selbst in den eigenen Reihen. Wird
es dem Mahner unserer Tage ähnlich erge-
hen? Damals, zur Nachkriegszeit, stand
das Land des Wirtschaftswunders in seiner
Blüte, die Möglichkeiten dessen, was Staat
und Gesellschaft sich leisten können,
schienen ebenso zu wachsen wie die Wirt-
schaft selbst. Außer einigen wenigen Leu-
ten mit Weitsicht und Verantwortungsemp-
finden für das Ganze sah kaum jemand die
Notwendigkeit, das Steuer herumzuwerfen
und die Ansprüche der Bürger an den
Staat langsam einzudämmen. Das Gegen-
teil trat ein. Im Wechselspiel zwischen den
Wünschen nach immer mehr Sozialstaat
und dem Ehrgeiz vieler Politiker, diese
Wünsche möglichst noch zu überbieten,
nahm die von Erhard befürchtete Entwick-
lung ihren Lauf.

Heute kann besichtigt werden, wieviel von
der zukunftweisenden Idee des sozialen
Rechtsstaats dabei umgebogen wurde. Das
Grundgesetz hatte ihn um die beiden Pole
persönliche Freiheit und soziale Verant-
wortung geschaffen und durch Markt und
Wettbewerb gestärkt. Dieser soziale

�Die Blindheit und intellektuelle Fahrlässigkeit, mit der wir dem Versorgungs- und
Wohlfahrtsstaat zusteuern, kann nur zu unserem Unheil ausschlagen.�
(Ludwig Erhard, 1957)

�Die soziale Marktwirtschaft ist eine große Errungenschaft. Märkte einzusetzen,
um Wohlstand für alle zu schaffen, und gleichzeitig einen vernünftigen sozialen
Ausgleich zu sichern, ist genial und menschenwürdig. Es ist höchste Zeit, diese
Errungenschaft zukunftsfest zu machen. Wir müssen viel verändern, um das We-
sentliche zu erhalten.�
(Jost Stollmann, 1998)
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Ausgerechnet der einst bestaunte Sozial-
staat deutscher Prägung steht heute vor ei-
nem Gerechtigkeits-, einem Anstands- und
Finanzierungsproblem, und seine Akzeptanz
wird gleich von zwei Seiten in Frage ge-
stellt. Den einen geht offenbar schon das
Nachdenken über eine Begrenzung des
Wohlfahrtsstaats zu weit � die in einer
norddeutschen Stadt kürzlich ergangene
kirchliche Einladung zu einer Totenmesse
für den Sozialstaat ist ein, zugegebenerma-
ßen extremer, Beleg hierfür. Die anderen
klinken sich still und leise aus der verordne-
ten Solidarität aus. Das alles stellt uns, un-
serer Reife und Lösungskompetenz ein Ar-
mutszeugnis aus. Um so mehr müssen wir
versuchen, den Problemen fortan mit Sach-
verstand auf den Grund zu gehen und prak-
tikable, dauerhafte Lösungen zu entwickeln.
Bei Einsicht und gutem Willen und einer
beides fördernden politischen Führung läßt
diese Aufgabe sich bewältigen.

Fehlsteuerungen und ihre
Gründe

Die in der finanziellen wie in der morali-
schen Verfassung unseres Gemeinwesens
sichtbar werdende Sozialstaatskrise läßt
sich freilich nicht auf wenige Ursachen be-
schränken und ist deshalb auch nicht mit
vereinzelten Eingriffen zu beheben.

Die Reise in unsere wohlfahrtsstaatlichen
Probleme war lang. Vorangetrieben wurde
sie von immer neuen guten Absichten. Im
Längsschnitt der Jahrzehnte betrachtet,
schälen sich einige Linien deutlich heraus
und lassen Ursachen und Wirkungszusam-
menhänge erkennen.

Vom sozialen Rechtsstaat
zum obrigkeitlichen
Wohlfahrtsstaat
Die eine Linie zeigt eine von allen Teilen
der Gesellschaft getragene, immer umfang-
reichere Indienstnahme der öffentlichen

Schere zwischen Brutto- und verbleiben-
dem Nettoeinkommen immer größer wird
und so von der Erhöhung des Einkommens
immer weniger übrig bleibt, während die
Sozialsysteme immer weiter in die Klemme
geraten. Es ärgert den Bürger als den Fi-
nanzier des Sozialstaats, wenn das System
des sozialen Wohnungsbaus gutsituierten
Personen bestens ausgestattete, subventio-
nierte Wohnungen billig beläßt, während
Hunderttausende bedürftiger Familien ver-
gebens nach einer erschwinglichen Bleibe

suchen. Und es beunruhigt alle, daß trotz
aufwendiger Arbeitsmarktpolitik die Zahl
der Arbeitslosen über Jahre unablässig an-
gestiegen ist.

Die Liste der Ungereimtheiten und Unge-
rechtigkeiten des Wohlfahrtsstaats ist im-
mer länger geworden � wobei die absehba-
re Entwicklung der Renten und der Leistun-
gen aus den anderen kollektiven Kassen die
Menschen vielleicht noch am meisten in
Unruhe versetzt, weil sie auf diese Lei-
stungsversprechen Teile ihrer Lebenspla-
nung aufgebaut haben. Doch die Systeme
können, so wie sie derzeit konstruiert sind,
trotz immer weiter steigender Beiträge auf
Dauer nicht halten, was Politiker und Inter-
essenvertreter jahrzehntelang versprochen,
was alle gerne geglaubt und worauf sie sich
eingestellt haben.

Verläßliches aber bekommt der Bürger auch
heute nicht zu hören. So kann er selbst we-
der zuverlässig planen noch darf er aus die-
sen Systemen aussteigen. Freie Mittel zur
ergänzenden Vorsorge aber stehen dem
Durchschnittsverdiener nicht zuletzt wegen
der Belastung durch Steuern und Sozialab-
gaben kaum mehr zur Verfügung. Mithin
bleibt er � durch kollektiven Zwang teilwei-
se enteignet � auf Gedeih und Verderb der
Unberechenbarkeit politischer Entschei-
dungsprozesse ausgeliefert, und dies sein
ganzes Leben lang.

Der einst bestaunte deutsche Sozialstaat steht
heute vor einem Gerechtigkeits-, einem Anstands-
und einem Finanzierungsproblem

Auf dem inzwischen kaum noch überschau-
baren Feld des Sozialen stellt sich die Re-
formaufgabe besonders dringlich. Eine
grundlegende Neuordnung ist hier schon
aus drei ohne weiteres erkennbaren Grün-
den geboten. Unsere in den Jahren ver-
meintlichen Überflusses konzipierte Sozial-
politik ist nicht mehr lange finanzierbar;
viele ihrer Aus- und Nebenwirkungen schä-

digen Wirtschaft, Staat und Gesellschaft;
und sie läuft darüber hinaus immer häufiger
grundlegenden sozialen Zielen zuwider.
Die Ausgaben für den Wohlfahrtsstaat ha-
ben mittlerweile eine kaum noch vorstellba-
re Größenordnung erreicht. Im Jahr 1997
umfaßte das Sozialbudget rund 1.256 Milli-
arden Mark. Das entspricht 34,4 % all des-
sen, was wir in unserem Lande erwirtschaf-
ten. Hinzu kommen pro Jahr noch rund
300 Milliarden Mark an Subventionen, die
zu einem großen Teil ebenfalls unter sozia-
len Aspekten vergeben werden. Einen sol-
chen zwangsweisen Entzug von Mitteln aus
dem privaten Sektor und seine Lenkung in
rein konsumtive Verwendungen kann eine
Volkswirtschaft auf Dauer nicht durchhal-
ten, ohne Schaden zu nehmen. Denn die im
Zuge dieser Politik falsch gesetzten Anreize
und die laufend steigenden Abgaben läh-
men die Wirtschaftstätigkeit, aus der die
benötigten Mittel kommen müssen.

Es befremdet den Bürger erst recht, daß
die Ergebnisse dieser kostentreibenden Po-
litik mit seinen Vorstellungen von guten so-
zialen Verhältnissen vielfach kaum noch in
Einklang zu bringen sind. Es will einfach
nicht einleuchten, wenn Sozialpolitik im
Endergebnis etwa dazu führt, daß reguläre
Arbeit kaum mehr erbringt als vom Staat
bezogene Sozialhilfe. Es ist für den einzel-
nen nicht nachvollziehbar, wenn wegen
der Steuer- und Abgabenbelastung die

Brennpunkt Sozialstaat
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Hand für Zwecke der Daseinsvorsorge. Der
Staat bot auf immer weiteren Gebieten an,
die Bürger von ihren eigenen Aufgaben,
Verpflichtungen und Vorsorgeleistungen zu
entlasten. Sozialingenieure an den Schalt-
stellen in Staat und Gesellschaft überboten
sich beim Ausdenken und Andienen solcher
Möglichkeiten.

Darüber hinaus versuchte der Staat, im
Wege großflächigen permanenten Umvertei-
lens für einen kaum definierbaren, im Er-
gebnis oft willkürlichen sozialen Ausgleich

zu sorgen. So wurde der Staat vom Helfer
in der Not zum Rundumversorger und ver-
meintlichen Garanten sozialer Gerechtigkeit,
kurz zum Wohlfahrtsstaat. Was von ihm in
dieser Eigenschaft alles erwartet wurde,
verfestigte sich in der Vorstellungswelt der
Bürger zusehends zu einklagbaren Rechts-
positionen: zum Recht auf immer höhere
Altersbezüge bei immer früherem Rentenbe-
ginn, zum Recht auf medizinische Vollver-
sorgung, aber auch auf Wohnung, auf Ar-
beit und auf ungezählte sogenannte soziale
Errungenschaften jeden Zuschnitts.

Die Alltagsgeschichte der Bundesrepublik �
von draußen lange Zeit argwöhnisch be-
staunt � ist voller Beispiele dafür, wie
Selbsthilfe immer mehr durch Fürsorge, wie
Eigenvorsorge durch staatliche Versorgung
ersetzt wurde. So werden mittlerweile bei-
nahe alle Bürger des Landes mit Soziallei-
stungen der unterschiedlichsten Art be-
dacht, oft ganz unabhängig davon, ob sie
bedürftig sind oder nicht. Man zählt heute
über 150 verschiedene Hilfsarten und Dut-
zende unterschiedlicher Anlaufstellen.
Längst können selbst Sozialpolitiker und So-
zialverwalter nicht mehr feststellen, wie die
Transferströme im einzelnen fließen. Auf
der Kehrseite der Medaille wird beinahe je-
der mit sozialen Argumenten zu steigenden
Steuern und Abgaben herangezogen. Inzwi-
schen hat jeder seine Hände in den Ta-

schen anderer und weiß, daß es ihm selbst
nicht anders ergeht. Gewinner und Verlierer
dieser riesigen Umwälzanlage, die keiner
durchgängigen Logik und Ordnung mehr
folgt, sind längst nicht mehr auszumachen.
Alle Bewohner des Landes sind irgendwie
darin verstrickt, alle alarmiert und alle auf
der Hut vor möglichen Eingriffen in ihre An-
sprüche wie vor Übervorteilung durch zu
hohe Zwangsabgaben: der Rentner beklagt
die Leistungskürzungen, der Beitragszahler
die Erhöhung der Rentenbeiträge; der Ar-
beitslose wendet sich gegen Einschnitte bei

der aktiven Arbeitsmarktpolitik, der Arbeit
geber gegen die Last der Lohnzusatzkosten.
Diese Entwicklung hatte geradezu zwingen-
de, in den Zeiten der Zuwächse freilich
nicht ernst genommene Folgeschäden.

Zum einen geriet der einzelne, je mehr er
seine ureigenen Angelegenheiten dem Staat
überließ, um so tiefer in dessen Abhängig-

keit � mental und auch materiell. Die öf-
fentliche Hand hält ihre Bürger inzwischen
fest � und für viele zunehmend schmerzhaft
� umklammert. Da aber auch sie nicht
mehr zu verteilen vermag, als sie dem Bür-
ger zuvor abnimmt oder ihm an Schulden
aufbürdet, ist der einzelne � als Steuerzah-
ler wie als Mitglied der kollektiven Kassen �
ihr ohne Möglichkeiten legaler Gegenwehr
weithin ausgeliefert. Über seinen Kopf hin-
weg wird bestimmt, was er an Kontributio-
nen zu entrichten und was er dafür unter
Umständen � keineswegs immer gesichert
oder festgeschrieben � als Leistung zu er-
warten hat. Das wird vor allem für die heu-
te noch jungen Renten-, Kranken- und Pfle-
geversicherten wahrscheinlich deutlich we-
niger sein als das, was sie im Laufe ihres
Lebens an Beiträgen entrichten müssen.
Diese wiederum sind so hoch, daß für die
zu einer freiheitlichen Gesellschaft gehören-
de Eigenvorsorge nach ganz persönlichen
Vorstellungen und Wertungen daneben viel-
fach kein Raum mehr bleibt.

Zum anderen sah sich der Staat � um die
von ihm propagierten sozialen Zwecke ver-
folgen und mit seinen Organen möglichst

Die öffentliche Hand hält ihre Bürger inzwischen
fest  � und für viele zunehmend schmerzhaft
umklammert

Entwicklung des Sozialbudgets 1960 – 1997
Leistungen nach Funktionen in Mrd. DM
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verkehrten Welt eingerichtet. Abnehmende
Bereitschaft, regulärer Arbeit nachzugehen,
wo immer sie sich bietet, Konzentration auf
die Erlangung von Subventionen statt auf
die Bewährung am Markt, Abwendung vom
Leistungsprinzip zu Gunsten des Gleich-
heitsprinzips schon in Schulen und Hoch-
schulen und steigende Ansprüche an den
Staat zählen zu ihren Kennzeichen.

Vom Kostenbewußtsein
zur Selbstausbeutung

Parallel dazu verläuft eine dritte Linie: die
unserer wohlfahrtsstaatlichen Denk- und
Lebensweise innewohnende partielle Aus-
blendung der dafür anfallenden Kosten.
Zwar jammert jedermann über zu hohe Bei-
träge und mithin über zu hohe Kosten.
Doch an den im Laufe der Zeit mit immer
mehr sozialen Waren vollgepackten Regalen
ist kaum ein Preisschild angebracht. Das
lädt zur Ausbeutung der Versichertenge-
meinschaft durch die Versicherten geradezu
ein: Für den einzelnen ist es vollkommen
rational, aus der Sozialversicherung so viel
an Leistungen herauszuholen wie eben
möglich � die ihm selbst zurechenbaren Ko-
sten dieses Verhaltens bekommt er nicht zu
spüren. Weil dieses Verhalten aber nahezu
allen rational erscheint, trifft den einzelnen
die dadurch losgetretene Kostenlawine am
Ende eben doch mit voller Wucht. So rächt

es sich, daß in unseren Sozialsystemen in
der Vergangenheit viel zu wenig getan wur-
de, um etwa mit Hilfe von Selbstbeteiligung
und versicherungsmathematisch korrekten
Beiträgen den einzelnen mit den Kosten zu
konfrontieren, die er verursacht.

Auch außerhalb der eigentlichen Siche-
rungssysteme wird der Bürger mit den von
ihm verursachten Kosten in Frieden gelas-
sen � wen kümmert beispielsweise schon,

viel an Einzelfallgerechtigkeit durchsetzen
zu können � genötigt, immer tiefer in das
Leben der Wirtschaft und des einzelnen ein-
zugreifen. Zu absurden Ergebnissen führt
das auf dem für den sozialen Zusammen-
halt einer Gesellschaft besonders kritischen
Segment: dem Arbeitsmarkt. Er wurde �
vermeintlich im Interesse der Arbeitnehmer
� so lange von Gesetzgebung und Verwal-
tung, von Rechtsprechung und den Tarif-
parteien reguliert, bis er nur noch einge-
schränkt funktionieren und rentable Arbeits-
möglichkeiten bereitstellen konnte. Auf die-
se Weise wurden Arbeitsplätze vertrieben.
Die verbliebenen aber, an denen die um-
fänglichen sozialen Sicherungssysteme bis
heute fahrlässigerweise immer noch festge-
macht sind, werden zur Finanzierung der
wohlfahrtsstaatlichen Ausgaben in einem
Maße mit Steuern und Abgaben belegt, daß
auch sie oft nicht mehr gehalten werden
können. Durch diesen Systemfehler trock-
net der Staat die wichtigste Quelle für seine
umlagefinanzierten Sozialsysteme selber
aus.

Vom richtigen
zum falschen Anreiz

Die zweite Linie zeigt, wie diese Indienst-
nahme des Staates elementare menschliche
Anreize in die falsche Richtung gelenkt hat.
Dadurch wurden natürliche, für eine intakte
Gesellschaft unverzichtbare Verhaltenswei-
sen vielfach ins Unnatürliche verkehrt und
unsere Sozialsysteme in ohnehin schwerer
Zeit noch weiter geschädigt. Jeder weiß in-
zwischen: bei den derzeitigen Steuer- und
Abgabensätzen ist Schwarzarbeit für Arbeit-
nehmer wie Arbeitgeber noch interessanter
als früher; dem Staat die Sorge für sich und
die Familie zu überlassen kann finanziell er-
tragreicher sein, als selber Vorsorge zu tref-
fen; die kollektiven Kassen voll auszuschöp-
fen bringt mehr ein, als sparsam mit ihnen
umzugehen.

Damit haben sich die von den wohlfahrts-
staatlichen Erwartungen geprägten �sozia-
len Untertanen� (Ludwig Erhard) in einer

was der Staat für den Studenten an einer
deutschen Hochschule aufwenden muß?
Statt dem einzelnen in diesem und vielen
vergleichbaren Fällen die für solche Zwecke
gedachten Mittel � soweit er einen An-
spruch darauf hat � direkt in die Hand zu
geben, gleichzeitig aber halbwegs kosten-
deckende Preise zu nehmen und auf diese
Weise verantwortungsbewußtere rationale
Entscheidungen zu ermöglichen, gibt es die-
se Angebote pauschal zum vermeintlichen
Nulltarif. Auch so setzen wir Anreize zu un-
verantwortlicher Verschwendung, betrügen
uns im großen Stil selbst und schaffen dar-
über hinaus handfeste Ungerechtigkeiten.

Von Ordnung
zur Unordnung

Führt man die Linien zusammen, wird der
tiefere Grund für unsere krisenhafte Ent-
wicklung deutlich. Er liegt in der Mißach-
tung elementarer ordnungspolitischer Zu-
sammenhänge. Wir haben Sozialpolitik �
wie andere Teile unserer Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung auch � immer weni-
ger an den Grundsätzen und Grundanforde-
rungen der sozialen Marktwirtschaft orien-
tiert und so getan, als seien Wirtschafts-
und Sozialordnung voneinander abgeschot-
tete Welten, die jeweils ihren eigenen Ge-
setzen folgen. Dabei können beide nur als
interdependente Teile einer Gesamtordnung

erfolgreich sein. Diese Ausklammerung der
marktwirtschaftlichen Komponente verdirbt
� wie von Hans Willgerodt einmal formuliert
� letztlich das Soziale, so wie die Ausklam-
merung des Sozialen auch die Marktwirt-
schaft verderben würde. Doch dieser Zu-
sammenhang wurde im Laufe der wohl-
fahrtsstaatlichen Entwicklung aus den Au-
gen verloren: wirtschaftliche und soziale
Anliegen galten hinfort als Gegensätze. Ge-
rade diese lebensfremde Trennung des Zu-

Sozialordnung und Wirtschaftsordnung können
nur dann erfolgreich sein, wenn sie voneinander
abhängige Teile einer Gesamtordnung sind



Argumente zu Marktwirtschaft und Politik
Nr. 56/August 1998

Deutschland in der Prüfung (2)
Mit Markt zu guten sozialen Verhältnissen

Seite 5

sammengehörigen hat zu den irrationalen
Diskussionen über den Abbau des Sozial-
staats und zu den nicht endenden sozialpo-
litischen Grabenkämpfen geführt. Sie laufen
letztlich immer wieder darauf hinaus, daß
die Sozialstaatsreform dem rationalen Dis-
kurs entzogen und zur reinen Machtfrage
degradiert wird. Unverantwortlicher kann
man mit dem hohen Gut des sozialen
Rechtsstaats und den heute wie morgen
daran hängenden Menschenschicksalen gar
nicht umgehen.

Auf der Strecke geblieben ist dabei sogar
die natürliche Solidarität unter denen, die
sich eigentlich nahe sein und füreinander
einstehen müßten. Die andere, staatlich
verordnete und mit Zwangsabgaben auf-
rechterhaltene Solidarität, die diesen Na-
men kaum verdient, hat Egoismus und Iso-
lation im Gefolge und zerstört den für eine
entwicklungsfähige Gesellschaft unerläßli-
chen Wurzelgrund sozial verpflichtender
persönlicher Bindungen. Dieser Verlust mit
seinen täglich beklagten Auswirkungen an
Gleichgültigkeit und gesellschaftlicher Kälte
ist nicht die Folge �marktwirtschaftlichen
Terrors�. Er ist die Konsequenz der fehlge-
lenkten Entwicklung vom sozialen Rechts-
staat hin zum allumfassenden, bürokratisch
verwalteten Wohlfahrtsstaat.

Immer mehr Menschen erkennen inzwi-
schen die Zukunftslosigkeit dieses Ansatzes
von Sozialpolitik. Die Reaktion auf den Zu-
stand ist heute geteilt. Die einen klammern
sich an Staat und Status quo und suchen in
der Politik und in der Interessenlandschaft
solche Vertreter, die ihnen dahingehende
Versprechungen machen. Die anderen su-
chen sich aus den Fangarmen dieser Art
von Sozialstaat zu befreien und steigen aus.
Von Schwarzarbeit über Steuerflucht und
neue Arbeitsformen bis hin zum Tätigwer-
den außerhalb unserer Grenzen gibt es da-
für reichlich Möglichkeiten. Dadurch aber
wird die Last für diejenigen, die im Land
und im System bleiben (müssen), nur noch
größer und das, was zur Verteilung übrig-
bleibt, noch kleiner. Doch das darf nicht
das letzte Wort über unsere wirtschaftliche
und soziale Zukunft sein.

Um wieder zu guten, durchhaltbaren sozia-
len und zu gestärkten wirtschaftlichen Ver-
hältnissen zu kommen, müssen Politik und
gesellschaftliche Kräfte � nach Jahrzehnten
des Treibenlassens und mancher Scheinre-
form � ohne weiteren Verzug die Verständi-
gung darüber einleiten, was wir in Deutsch-
land mit Blick auf die Zukunft unter Sozial-
staatlichkeit eigentlich verstehen wollen,
worauf die daraus abzuleitenden Maßnah-
men im einzelnen zielen sollen und wie sie
zu finanzieren sind. In allen diesen Punkten
herrscht Unklarheit. Doch soziale Sicherung
läßt sich nur dann verläßlich organisieren
und halten, wenn sie in ihren Grundzügen
den Vorstellungen der Bürger entspricht und
sich auf längere Sicht im Rahmen der wirt-
schaftlichen und damit finanziellen Möglich-
keiten bewegt.

Auch deshalb müssen wir unsere sozialen Systeme reformieren: um den Jüngeren ihre Chancen
offenzuhalten                                Bild:  Mauritius

Beide, die Errungenschaft des sozialen
Rechtsstaats und die wirtschaftliche Entfal-
tungsmöglichkeit des Landes sind � für alle,
die hier leben und leben werden � viel zu
wertvoll, um sie von aktuellen Machtinter-
essen und ihrem Zynismus des Nach-uns-
die-Sintflut verderben zu lassen. Die Globa-
lisierung macht klar, wie sehr beide Teile
zusammengehören. Schon heute wird die
Anziehungskraft einer Volkswirtschaft im-
mer weniger vom Kriterium der Faktoraus-
stattung und immer mehr von den politi-
schen Regelwerken der Länder und Regio-
nen bestimmt. Damit stehen auch und ge-
rade die sozialpolitischen Systeme im welt-
weiten Wettbewerb um unternehmerische
Kompetenz und mobiles Kapital. Auch des-
halb müssen wir unsere sozialen Systeme
reformieren, um den Jüngeren ihre wirt-
schaftlichen Chancen offenzuhalten. Auch
wenn wir uns dagegen sträuben: Es bleibt
eben nichts beim alten. Mit den Einstellun-
gen und Aufstellungen von gestern scheidet
Deutschland nicht nur bei der Fußballwelt-
meisterschaft aus.

Der Weg zu einem
effizienteren und
gerechteren System
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Keine falschen
Medikamente mehr

Das sollte die Politik davon abhalten, dem
Patienten Sozialstaat künftig Medikamente
zu verschreiben, die ihm eine kurze, allen-
falls bis zum nächsten oder übernächsten
Wahltag anhaltende Beruhigung bringen,
seinen Gesamtzustand aber weiterhin ver-
schlechtern. Heute in Aussicht zu stellen,
die Sozialleistungen des Staates könnten
weiter ausgebaut werden, ist solch ein un-
verantwortliches Rezept. Es würde letztlich
wieder zur Erhöhung der Steuern und Abga-
ben führen und damit die Abwärtsspirale
weiter fortsetzen. Im Gegenteil: Die umsich-
tige Eindämmung der Sozialkosten muß ab-
soluten Vorrang haben. Reine Augenwische-
rei sind auch die Vorschläge, die auf eine
bloße Verschiebung der Kosten zwischen
den einzelnen Systemen hinauslaufen. Ei-
nem Verrat an der jungen Generation käme
die Rücknahme des ohnehin bescheidenen
Rentenreformgesetzes 1999 gleich. Chan-
cenlos wäre der Versuch, der im Zeitalter
des globalen Wettbewerbs notwendigen
Runderneuerung in Deutschland durch Ab-

schottung unseres Landes oder durch län-
derübergreifende Absprachen von Mindest-
standards ausweichen zu wollen. Alle dar-
auf gerichteten Versprechungen sind unseri-
ös, wiegen die Menschen in falscher Hoff-
nung und vergeuden wertvolle Zeit, die für
die unabweisbaren Reformen genutzt wer-
den muß.

Ein neues Verhältnis von
Bürger und Staat

Ins Positive gewendet heißt dies: Um auch
im sozialen Bereich wieder voranzukommen
und unser Land und seine Menschen für die
veränderte Welt des 21. Jahrhunderts zu
stärken, müssen Staat und Bürger ihr Ver-
hältnis zueinander neu bestimmen. Die Po-
litik hat dabei vorauszugehen. Sie muß ihre
Reformvorhaben in allen Bereichen � auch
und gerade im Sozialen � wieder an den
zeitlosen Grundsätzen von Wirtschaftlich-
keit und Subsidiarität, an der Höhe von Lei-
stung und Gegenleistung und am Gebot der
Nachhaltigkeit orientieren. Ausgangs- und
Endpunkt aller darauf gerichteten Bemü-
hungen muß der Bürger sein � der nach

dem Menschenbild unseres Grundgesetzes
einzig Freiheits- und Entscheidungsberech-
tigte. Er hat ein Recht darauf, daß ihm von
seiner Leistungskraft so viel belassen wird,
daß er seine Lebensplanung als Individuum
und als Teil der Gesellschaft nach eigenen
Vorstellungen vornehmen kann. Der überfor-
derte Staat aber und seine Kollektive sind
künftig möglichst nur dort ins Spiel zu brin-
gen, wo die elementaren Anliegen des so-
zialen Rechtsstaats auf andere, effizientere
und menschengerechtere Weise nicht er-
reicht werden können.

�Von fremdverantworteter Versorgung hin
zur anspornenden Verantwortlichkeit sozial-
abgestützter Freiheit� � auf diese von Bun-
desverfassungsrichter Paul Kirchhof präzi-
sierte Neuordnung hin sind alle Institutionen
unseres Wohlfahrtsstaats ohne weiteres Zö-
gern zu überprüfen und, wo geboten, grund-
legend zu reformieren. Das gilt, allem vor-
an, für die wegen der Alterspyramide in ih-
rer Existenz besonders gefährdeten Umlage-
verfahren. Die unsicher gewordene Alterssi-
cherung muß zu ihrer Stabilisierung mehr
und mehr auf Kapitaldeckung und darauf
gegründete persönliche Ansprüche umge-
stellt werden. Das Gesundheitswesen ist
wieder mehr am Grundgedanken der Versi-
cherung zu orientieren, so daß der einzelne
in diesem Rahmen seine eigenen Vorstellun-
gen von Art und Umfang des Schutzes bes-
ser umsetzen kann und Anreiz zum sparsa-
men Umgang mit knappen Ressourcen er-
hält. Ähnliches gilt für die anderen kollekti-
ven Systeme. Für das Anbieten von Arbeit
sind viele der kontraproduktiven Regulierun-
gen aufzuheben, damit der einzelne auch
tatsächlich Chancen zur Arbeitsaufnahme
erhält und die Unternehmen, dadurch flexi-
bler werdend, leichter Arbeitsplätze erhalten
und schaffen können.

Wirtschafts- und Sozial-
politik aus einem Guß

Was hier an notwendigen Reformen nur
in groben Strichen angedeutet werden kann,
läßt die Dimension der Aufgabe erkennen,
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vor der wir heute stehen. Für den Sozialbe-
reich erfordert dies einige strategische Wei-
chenstellungen.* Statt der bisherigen, oft
halbherzigen Reformen, in denen die näch-
ste Zwangslage bereits angelegt war, müs-
sen die Konstruktionsfehler des ohne Ver-
knüpfung mit der marktwirtschaftlichen
Ordnung konstruierten und ohne das Den-
ken in Zusammenhängen praktizierten
Wohlfahrtsstaats korrigiert werden. Sozial-
politik in allen ihren Facetten � die Arbeits-
marktpolitik eingeschlossen � muß wieder
als Teil der marktwirtschaftlich verfaßten
Gesamtordnung begriffen und als stützen-
des Element in diese Ordnung integriert

werden. Denn Marktwirtschaft und Wettbe-
werb vermögen nicht nur besser als jede
andere Ordnung elementare soziale Anlie-
gen zu verwirklichen, indem sie Knapphei-
ten sichtbar machen, Verbraucherwünsche
erfüllen und die Preise niedrig halten. Sie
schaffen überhaupt erst die ökonomische
Basis für das, was heute und morgen an
Sozialleistungen erbracht werden soll. Das
können sie auf Dauer nur, wenn alle Teile
der Gesamtordnung stimmig und effizient
interagieren und sich nicht gegenseitig in
den Arm fallen. Ohne Effizienz und ord-
nungspolitischen Gleichklang der verschie-
denen Politikbereiche ist kein Staat zu ma-
chen und ein sozialer schon gar nicht. Sozi-
alpolitik muß also da ihre Grenzen finden,
wo sie mit ihren auf Umverteilung gerichte-
ten Eingriffen und Maßnahmen die Funkti-
onsfähigkeit des Marktes beeinträchtigt und
die Initiative der Bürger in die falsche Rich-
tung lenkt. Hält Sozialpolitik sich nicht an
diese Grenzen, gefährdet sie ihre Funktions-
fähigkeit und vereitelt ihre eigenen Ziele.

Statt dessen kann eine gute Sozialpolitik �
schon indem sie Existenzängste abbaut und
Sicherheit gibt � zur Leistung motivieren
und wertvolle gesellschaftliche Produktivität
entwickeln, die dem einzelnen zugute
kommt und die Gemeinschaft aller stärkt.

Anders gewendet: Nur wenn die Balance
zwischen individueller Handlungsfreiheit
und kollektiver Solidarität wieder gelingt,
sind wirtschaftliches Vorankommen und so-
ziale Sicherheit dauerhaft möglich.

Nur auf dieser Basis kann eine Gesellschaft
auf Dauer zusammenhalten und die Chan-

cen der heranwachsenden Generationen
wahren.

Sozialpolitik muß also wieder in die markt-
wirtschaftliche Gesamtordnung integriert
und zielgenau auf die Anforderungen des
sozialen Rechtsstaats konzentriert werden.

Ob die politischen Kräfte im Land, die es
bisher fahrlässigerweise versäumt haben,
die Menschen auf die Entwicklung vorzube-
reiten, sich jetzt dazu aufraffen können,
steht noch dahin. Sozialpolitik bei zurück-
gehenden Zuwächsen und ungünstiger Be-
völkerungsentwicklung ist für Politiker und
Bürger in unserem Land ohnehin neu und
verwirrend. Zudem sind Widerstände der
unterschiedlichsten Gruppen abzubauen,
die in den für das Ganze notwendigen Re-
formen für sich primär Nachteile sehen. Ge-
wöhnung an das Alte, in das alle irgendwie
eingebunden sind, und Argwohn gegenüber
dem Neuen und seinen Anforderungen tun
ein übriges, um eine zügige Neuordnung zu
erschweren.

Doch diesmal, in der Legislaturperiode
1998 bis 2002, die demnächst den Brük-
kenschlag vom alten ins neue Jahrhundert
zu vollziehen hat, dürfen Politik und Gesell-
schaft der großen Versuchung nicht nachge-
ben, alles noch einmal beim alten zu belas-
sen. Dafür steht zu viel auf dem Spiel.

* Abgedruckt in: Frankfurter Institut (Hrsg.),
Rentenkrise. Und wie wir sie meistern können,
Bad Homburg 1997

Ob im Bereich der Wirtschaft oder des Sozialen: Nur was heute gepflanzt statt verzehrt wird kann
morgen Früchte tragen      Quelle: Mauritius

Ohne Effizienz und ordnungspolitischen Gleich-
klang ist kein Staat zu machen, schon gar kein
sozialer
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 Die sich grundlegend verändernde Welt
legt auch die Mängel unserer gesellschaftli-
chen Organisation frei. Sie macht vor allem
die problematische, nicht durchhaltbare
Struktur unserer sozialen Ordnung erkenn-
bar.

 Die großartige Errungenschaft des sozia-
len Rechtsstaats ist zur unheilvollen wohl-
fahrtsstaatlichen Praxis pervertiert. Mit sei-
nen Versprechungen und Einforderungen
umklammert dieser Staat heute fast die ge-
samte Bevölkerung. Seine Umverteilungs-
prozesse sind oft undurchschaubar, die Er-
gebnisse vielfach unsozial und die Kosten
nicht mehr tragbar. Der Sozialstaat bisheri-
ger Prägung lebt von Illusionen, lähmt die
Gesellschaft und scheitert an sich selbst.

 Die unausweichliche Reform muß alle
Teile des Systems einbeziehen und sie den
neuen Gegebenheiten anpassen: dem de-
mographischen Wandel, den finanziellen
Restriktionen und der sich grundlegend än-
dernden Arbeitswelt. Das Sozialsystem der
nächsten Jahre und Jahrzehnte muß so an-
gelegt werden, daß es von den Menschen
aller Generationen � auch von den Jünge-
ren, die vielfach schon heute ein anderes
Verständnis von der Herstellung sozialer
Gerechtigkeit haben � als fair angesehen
und dauerhaft finanziert werden kann.

 Mithin ist die Reform am Leitbild des ei-
genverantwortlichen Menschen zu orientie-
ren und aus dem Grundsatz der Subsidiari-
tät heraus anzugehen. Staat und Kollektive
haben nur dort ins Spiel zu kommen, wo
subsidiäre Lösungsansätze nicht helfen.

 Diese Reform im Spannungsfeld von öko-
nomischen Erfordernissen und sozialen
Grundanliegen muß freilich mehrheitsfähig
gemacht werden. Hier liegt die politische
Führungsaufgabe der Gegenwart. Die uner-
läßliche Umstellung der individuellen Risi-
kovorsorge auf mehr Eigenverantwortung
setzt klare, verbindliche Entscheidungen der

Politik über den künftigen Zuschnitt der So-
zialleistungen, über deren jeweilige Zu-
gangsbedingungen und über die bei der Re-
form zu erwartenden Erleichterungen bei
Steuern und Abgaben voraus. Nur wenn die
Menschen erfahren, woran sie sind, können
sie wieder Vertrauen gewinnen, sich einstel-
len und ihre individuellen Entscheidungen
vorbereiten.

 Der geordnete Rückzug des Staates aus
Teilen der bisher kollektiven Sicherung zu-
gunsten effizienterer individueller Sicherung
bedeutet keinen Rückfall in den Nacht-
wächterstaat. Je mehr Macht der Staat an
die Gesellschaft und ihre Glieder zurück-
gibt, desto mehr wandelt er sich vom hoff-
nungslos überforderten Eingriffs- und Ver-
teilerstaat wieder zum ordnenden Organ für
die Entscheidungen und Wegweisungen ins
21. Jahrhundert.

 Letztlich werden alle � Staat, Gemein-
schaft und der einzelne � eine solche Re-
form als Befreiung empfinden, weil sie auf
Zukunft statt Vergangenheit setzt, Kräfte
freilegt und den sozialen Rechtsstaat wieder
vertrauenswürdig macht.

Schlußfolgerungen Die Reihe �Argumente zu Marktwirtschaft und
Politik� greift aktuelle wirtschafts- und gesell-
schaftspolitische Themen auf. Sie erscheint
in loser Folge.

Die Serie �Deutschland in der Prüfung� wurde
ermöglicht durch freundliche Unterstützung
der informedia-Stiftung, Gemeinnützige Stif-
tung für Gesellschaftswissenschaften und Pu-
blizistik, Köln.

Die informedia-Stiftung hat zum Thema die-
ses Arguments das Buch �Unsere Unsoziale
Marktwirtschaft � Vom guten Modell zur trau-
rigen Praxis� herausgegeben. Autor ist Hugo
Müller-Vogg. ISBN: 3-87427-074-2.  Kölner
Universitätsverlag, 1998. 140 Seiten, DM
16,80.
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